
VerwR  1.2.05 

 

Version 01/2017 

Vorschriftensammlung der Gewerbeaufsicht Baden-Württemberg 

 

1 
 

Verwaltungsvollstreckungsgesetz für Baden-Württemberg  
(Landesverwaltungsvollstreckungsgesetz - LVwVG -) 

Vom 12. März 1974 (GBl. S. 93) 

zuletzt geändert durch Artikel 5 der Verordnung vom 23. Februar 2017 (GBl. Nr. 5, S. 99) 

in Kraft getreten am 11. März 2017 

 

 

ERSTER TEIL  
Gemeinsame Vorschriften 

§ 1  
Geltungsbereich 

(1) Dieses Gesetz gilt für die Vollstreckung von Verwaltungsakten, die zu einer Geldleistung, einer sonstigen 
Handlung, einer Duldung oder Unterlassung verpflichten, durch Behörden des Landes und unter der Aufsicht 
des Landes stehende Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts (öffentliche Stellen). 
§ 15 Abs. 3 und § 15a bleiben unberührt. 

 

(2) Dieses Gesetz gilt auch, soweit Bundesrecht oder eine völkerrechtliche Vereinbarung eine Vollstreckung 
im Verwaltungswege nach landesrechtlichen Vorschriften vorsieht. Es gilt ferner, soweit Bundesrecht die 
Länder ermächtigt zu bestimmen, dass die landesrechtlichen Vorschriften über die Verwaltungsvollstreckung 
anzuwenden sind. 

 

(3) Dieses Gesetz gilt nicht, soweit die Vollstreckung durch Bundesrecht geregelt ist oder für die Vollstre-
ckung Bundesrecht durch Landesrecht für anwendbar erklärt ist. 

 

 

§ 2  
Allgemeine Voraussetzungen der Vollstreckung 

Verwaltungsakte können vollstreckt werden, 

1. wenn sie unanfechtbar geworden sind oder 

2. wenn die aufschiebende Wirkung eines Rechtsbehelfs entfällt. 

 

 

§ 3  
Vollstreckung gegen den Rechtsnachfolger 

Gegen den Rechtsnachfolger kann die Vollstreckung eingeleitet oder fortgesetzt werden, soweit der Rechts-
nachfolger durch den Verwaltungsakt verpflichtet wird und wenn die Voraussetzungen der Vollstreckung für 
seine Person vorliegen. Die Vollstreckung, die beim Tode des Pflichtigen eingeleitet war, kann in den Nach-
lass fortgesetzt werden, auch wenn die Voraussetzungen der Vollstreckung für den Rechtsnachfolger nicht 
vorliegen. 

 

 

§ 4  
Vollstreckungsbehörde, Zuständigkeit für Vollstreckungshilfe 

(1) Vollstreckungsbehörde ist die Behörde, die den Verwaltungsakt erlassen hat. 

 

(2) Das Innenministerium kann im Einvernehmen mit dem fachlich zuständigen Ministerium durch Rechts-
verordnung eine andere Behörde als Vollstreckungsbehörde bestimmen. 
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(3) Jede Behörde leistet anderen Behörden auf Ersuchen Vollstreckungshilfe. Die §§ 4 bis 8 Landesverwal-
tungsverfahrensgesetztes sind anzuwenden. 

 

 

§ 5  
Vollstreckungsauftrag 

Der mit der Vollstreckung beauftragte Bedienstete (Vollstreckungsbeamter) wird dem Pflichtigen und Dritten 
gegenüber durch schriftlichen Auftrag der Vollstreckungsbehörde zur Vollstreckung ermächtigt. Der Vollstre-
ckungsauftrag ist auf Verlangen vorzuzeigen. 

 

 

§ 6  
Betreten und Durchsuchen 

(1) Der Vollstreckungsbeamte ist befugt, das Besitztum des Pflichtigen zu betreten und zu durchsuchen, 
soweit der Zweck der Vollstreckung dies erfordert. Er kann dabei verschlossene Räume und Behältnisse 
öffnen oder öffnen lassen. 

 

(2) Wohnungen, Betriebsräume und sonstiges befriedetes Besitztum kann er gegen den Willen des Pflichti-
gen nur auf Anordnung des Verwaltungsgerichts durchsuchen. Eine Anordnung des Verwaltungsgerichts ist 
nicht erforderlich, wenn die dadurch eintretende Verzögerung den Zweck der Vollstreckung gefährden wür-
de. 

 

(3) Willigt der Pflichtige in die Durchsuchung ein oder ist eine Anordnung gegen ihn nach Absatz 2 Satz 1 
ergangen oder nach Absatz 2 Satz 2 nicht erforderlich, so haben Personen, die Mitgewahrsam an der Woh-
nung des Pflichtigen haben, die Durchsuchung zu dulden. Unbillige Härten gegenüber Mitgewahrsamsinha-
bern sind zu vermeiden. 

 

 

§ 7  
Widerstand gegen Vollstreckungshandlungen 

Der Vollstreckungsbeamte ist bei Widerstand gegen eine Vollstreckungshandlung befugt, Gewalt anzuwen-
den. Er kann zu diesem Zweck um die Unterstützung des Polizeivollzugsdienstes nachsuchen. 

 

 

§ 8  
Zuziehung von Zeugen 

Wird bei einer Vollstreckungshandlung Widerstand geleistet oder ist bei einer VolIstreckungshandlung in den 
Räumen des Pflichtigen weder dieser noch eine zu seinem Haushalt oder Geschäftsbetrieb gehörende er-
wachsene Person anwesend, so hat der Vollstreckungsbeamte, der nicht Polizeibeamter im Sinne des Poli-
zeigesetzes ist, eine erwachsene Person als Zeugen zuzuziehen. 

 

 

§ 9  
Vollstreckung zur Nachtzeit und an Sonntagen und gesetzlichen Feiertagen 

(1) Zur Nachtzeit sowie an Sonntagen und gesetzlichen Feiertagen darf der Vollstreckungsbeamte nur mit 
schriftlicher Erlaubnis der Vollstreckungsbehörde vollstrecken. Die Erlaubnis darf nur erteilt werden, soweit 
dies der Zweck der Vollstreckung erfordert. Sie ist auf Verlangen vorzuzeigen. 

 

(2) Die Nachtzeit umfasst in dem Zeitraum vom 1. April bis 30. September die Stunden von 21 Uhr bis 4 Uhr 
und in dem Zeitraum vom 1. Oktober bis 31. März die Stunden von 21 Uhr bis 6 Uhr. 
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§ 10  
Niederschrift 

(1) Der Vollstreckungsbeamte hat über jede Vollstreckungshandlung, die nicht schriftlich vorgenommen wird, 
eine Niederschrift aufzunehmen. 

 

(2) Die Niederschrift soll enthalten 

1. Ort und Zeit der Aufnahme, 

2. die Vollstreckungshandlung, 

3. die Namen der Personen, mit denen verhandelt wurde, 

4. die Namen der als Zeugen zugezogenen Personen, 

5. eine kurze Darstellung der wesentlichen Vorgänge, 

6. die Unterschrift des Vollstreckungsbeamten. 

 

(3) War der Pflichtige bei der Vollstreckungshandlung nicht anwesend, so soll ihm die Vollstreckungsbehör-
de eine Abschrift der Niederschrift zusenden. 

 

 

§ 11  
Einstellung der Vollstreckung 

Wenn der Zweck der Vollstreckung erreicht ist oder wenn sich zeigt, dass er durch die Anwendung von Voll-
streckungsmitteln nicht erreicht werden kann, ist die Vollstreckung einzustellen. 

 

 

§ 12  
Wegfall der aufschiebenden Wirkung von Widerspruch und Anfechtungsklage 

Widerspruch und Anfechtungsklage haben keine aufschiebende Wirkung, soweit sie sich gegen Maßnah-
men richten, die in der Verwaltungsvollstreckung getroffen werden. § 80 Abs. 4 bis 7 der Verwaltungsge-
richtsordnung gelten entsprechend. 

 

 

ZWEITER TEIL  
Vollstreckung von Verwaltungsakten, die zu einer Geldleistung verpflichten 

§ 13  
Art und Weise der Vollstreckung 

(1) Verwaltungsakte, die zu einer Geldleistung verpflichten, werden durch Beitreibung vollstreckt. 

 

(2) Kosten der Vollstreckung können mit der Hauptforderung beigetrieben werden, Nebenforderungen (Zin-
sen und Säumniszuschläge) dann, wenn der Pflichtige zuvor schriftlich auf die Verpflichtung zur Leistung der 
Nebenforderungen hingewiesen worden ist. 

 

 

§ 14  
Mahnung 

(1) Vor der Beitreibung ist der Pflichtige zu mahnen. Schriftliche Mahnungen sind verschlossen auszuhändi-
gen oder zuzusenden. 
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(2) An die Zahlung regelmäßig wiederkehrender Geldleistungen kann durch ortsübliche Bekanntmachung 
gemahnt werden. 

 

(3) Mit der Mahnung ist für die Zahlung eine Frist von mindestens einer Woche zu bestimmen. 

 

(4) Einer Mahnung bedarf es nicht, wenn dadurch der Zweck der Vollstreckung gefährdet würde oder wenn 
Zwangsgeld, Kosten der Vollstreckung sowie Nebenforderungen beigetrieben werden sollen. 

 

 

§ 15  
Beitreibung 

(1) Auf die Beitreibung sind die § 249 Abs. 2, § 251 Abs. 2, Satz 2, §§ 258, 260, 262 bis 264, 266, 267, 281 
bis 283, §285 Abs. 1, §§ 286, 292 bis 314, § 315 Abs. 1 und Abs. 2 Satz 1 §§ 316 bis 327 der Abgabeord-
nung in ihrer jeweils geltenden Fassung sinngemäß mit der Maßgabe anzuwenden, dass an die Stelle des 
Vollziehungsbeamten der Vollstreckungsbeamte tritt 

 

(2) Die Vollstreckungsbehörde kann die Pfändungsverfügung wegen einer Geldforderung auch dann selbst 
erlassen und ihre Zustellung im Wege der Postzustellung selbst bewirken, wenn der Pflichtige oder Dritt-
schuldner außerhalb des Landes, jedoch innerhalb des Geltungsbereichs des Grundgesetzes seinen Wohn-
sitz, Sitz oder gewöhnlichen Aufenthaltsort hat, sofern das dort geltende Landesrecht dies zulässt. Die Voll-
streckungsbehörde kann auch eine Vollstreckungsbehörde des Bezirks, in dem die Maßnahme durchgeführt 
werden soll, um die Zustellung der Pfändungsverfügung ersuchen. 

 

(3) Vollstreckungsbehörden im Geltungsbereich des Grundgesetzes, die diesem Gesetz nicht unterliegen, 
können gegen Pflichtige und Drittschuldner im Geltungsbereich dieses Gesetzes selbst Pfändungsverfügun-
gen wegen Geldforderungen erlassen und ihre Zustellung im Wege der Postzustellung selbst bewirken. 

 

(4) Für die Einziehungsverfügung gelten die Absätze 2 und 3 entsprechend. 

 

 

§ 15a  
Beitreibung durch Gerichtsvollzieher 

(1) Vollstreckungsbehörden können auch die Gerichtsvollzieher um Beitreibung ersuchen; dies gilt auch für 
Vollstreckungsbehörden im Geltungsbereich des Grundgesetzes, die diesem Gesetz nicht unterliegen. 

 

(2) Öffentliche Stellen können Vollstreckungsersuchen 

1. von Vollstreckungsbehörden im Geltungsbereich des Grundgesetzes, 

2. von Behörden außerhalb des Geltungsbereichs des Grundgesetzes, die auf Grund einer völkerrechtli-
chen Vereinbarung um Beitreibung ersuchen, zur Erledigung an die Gerichtsvollzieher weiterleiten. Im 
Falle der Nummer 1 bedarf es hierzu der Einwilligung der Vollstreckungsbehörden. Wird die Einwilli-
gung nicht erteilt, so braucht die ersuchte Behörde Vollstreckungshilfe nicht zu leisten. 

 

(3) Wird die Beitreibung durch Gerichtsvollzieher durchgeführt, finden die Vorschriften des Achten Buches 
der Zivilprozessordnung Anwendung. An die Stelle der vollstreckbaren Ausfertigung des Schuldtitels tritt das 
schriftliche Vollstreckungsersuchen der Vollstreckungsbehörde; einer Zustellung des Vollstreckungsersu-
chens bedarf es nicht. Wird die Beitreibung auf Grund einer völkerrechtlichen Vereinbarung durchgeführt, 
bestimmt sich nach dieser Vereinbarung, durch welche Unterlagen das Vorliegen der Vollstreckungsvoraus-
setzungen nachgewiesen wird. 

 

(4) Das Vollstreckungsersuchen nach Absatz 3 Satz 2 muss mindestens enthalten: 

1. die Bezeichnung und das Dienstsiegel der Vollstreckungsbehörde sowie die Unterschrift des Behörden-
leiters oder seines Beauftragten, 
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2. die Bezeichnung des zu vollstreckenden Verwaltungsaktes unter Angabe der erlassenden Behörde, des 
Datums und des Aktenzeichens, 

3. die Angabe des Grundes und der Höhe der Geldforderung, 

4. die Angabe, dass der Verwaltungsakt unanfechtbar geworden ist oder die aufschiebende Wirkung eines 
Rechtsbehelfs entfällt, 

5. die Bezeichnung der Person, gegen die sich die Vollstreckung richten soll, 

6. die Angabe, wann der Pflichtige gemahnt worden ist oder aus welchem Grund die Mahnung unterblie-
ben ist. 

Bei einem Vollstreckungsersuchen, das mit Hilfe automatischer Einrichtungen erstellt wird, können Dienst-
siegel und Unterschrift fehlen. 

 

 

§ 16  
Vermögensauskunft 

(1) Die Vollstreckungsbehörde kann die Vermögensauskunft von ihren eigenen Schuldnern abnehmen, 
soweit sich deren Wohnsitz, Sitz oder ihr gewöhnlicher Aufenthaltsort im örtlichen Zuständigkeitsbereich 
der Vollstreckungsbehörde befindet. § 284 Absatz 1 bis 4 und Absatz 6 bis 11 der Abgabenordnung ist 
sinngemäß anzuwenden 

 

(2) Für die Zuständigkeit zur Abnahme der Vermögensauskunft gilt § 27 Abs. 2 des Landesverwaltungsver-
fahrensgesetzes entsprechend. 

 

(3) Macht die Vollstreckungsbehörde von ihrer Befugnis nach Absatz 1 keinen Gebrauch, hat der Pflichtige 
auf Antrag der Vollstreckungsbehörde beim Gerichtsvollzieher beim Amtsgericht Auskunft über sein Vermö-
gen nach Maßgabe des § 802c der Zivilprozessordnung zu erteilen sowie seinen Geburtsnamen, sein Ge-
burtsdatum und seinen Geburtsort anzugeben. Für das Verfahren vor den Amtsgerichten gelten die §§ 802c 
bis 802i, 802j Absatz 1 und 3 und §§ 882b bis 882d der Zivilprozessordnung entsprechend. An die Stelle des 
Vollstreckungstitels tritt der schriftliche Antrag der Vollstreckungsbehörde; für den Antrag gilt § 15a Abs. 4 
entsprechend. 

 

(4) Gegen Entscheidungen des Gerichtsvollziehers und des Amtsgerichts kann die Vollstreckungsbehörde 
die nach den Vorschriften des Achten Buches der Zivilprozessordnung zulässigen Rechtsbehelfe einlegen. 

 

 

§ 17  
Vollstreckung gegen juristische Personen des öffentlichen Rechts 

(1) Gegen unter der Aufsicht des Landes stehende Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentli-
chen Rechts kann nur vollstreckt werden, soweit diese durch die Beitreibung nicht in der Erfüllung ihrer Auf-
gaben wesentlich beeinträchtigt werden. Mit der Beitreibung darf erst begonnen werden, wenn sie die 
Rechtsaufsichtsbehörde zugelassen hat. In der Zulassungsverfügung sind der Zeitpunkt der Beitreibung und 
die Vermögensgegenstände, in die vollstreckt werden darf, zu bestimmen. 

 

(2) Für öffentlich-rechtliche Kreditinstitute gelten die Beschränkungen des Absatzes 1 nicht. 
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DRITTER TEIL  
Vollstreckung von Verwaltungsakten, die zu einer sonstigen Handlung, einer Duldung oder einer 

Unterlassung verpflichten 

1. Abschnitt  
Allgemeine Vorschriften 

§ 18  
Art und Weise der Vollstreckung 

Verwaltungsakte, die zu einer Handlung, ausgenommen einer Geldleistung, einer Duldung oder einer Unter-
lassung verpflichten, werden mit Zwangsmitteln vollstreckt. 

 

 

§ 19  
Zwangsmittel 

(1) Zwangsmittel sind 

1. Zwangsgeld und Zwangshaft, 

2. Ersatzvornahme, 

3. unmittelbarer Zwang. 

 

(2) Kommen mehrere Zwangsmittel in Betracht, so hat die Vollstreckungsbehörde dasjenige Zwangsmittel 
anzuwenden, das den Pflichtigen und die Allgemeinheit voraussichtlich am wenigsten beeinträchtigt. 

 

(3) Durch die Anwendung eines Zwangsmittels darf kein Nachteil herbeigeführt werden, der erkennbar außer 
Verhältnis zum Zweck der Vollstreckung steht. 

 

(4) Zwangsmittel dürfen wiederholt und solange angewandt werden, bis der Verwaltungsakt vollzogen oder 
auf andere Weise erledigt ist. 

 

 

§ 20  
Androhung 

(1) Zwangsmittel sind vor ihrer Anwendung von der Vollstreckungsbehörde schriftlich anzudrohen. Dem 
Pflichtigen ist in der Androhung zur Erfüllung der Verpflichtung eine angemessene Frist zu bestimmen; eine 
Frist braucht nicht bestimmt zu werden, wenn eine Duldung oder Unterlassung erzwungen werden soll. 

 

(2) Die Androhung kann mit dem Verwaltungsakt, der vollstreckt werden soll, verbunden werden. 

 

(3) Die Androhung muss sich auf bestimmte Zwangsmittel beziehen. Werden mehrere Zwangsmittel ange-
droht, ist anzugeben, in welcher Reihenfolge sie angewandt werden sollen. 

 

(4) Das Zwangsgeld ist in bestimmter Höhe anzudrohen. 

 

(5) Wird Ersatzvornahme angedroht, so sollen in der Androhung die voraussichtlichen Kosten angegeben 
werden. 

 

 

§ 21  
Vollstreckung bei Gefahr im Verzug 

Von § 2 Nr. 1, §§ 3, 5, 8, 9 und § 20 Abs. 1 kann abgewichen werden, soweit die Abwehr einer Gefahr, 
durch die die öffentliche Sicherheit oder Ordnung bedroht oder gestört wird, dies erfordert. 
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§ 22  
Vollstreckung gegen Behörden und juristische Personen des öffentlichen Rechts 

Gegen Behörden und juristische Personen des öffentlichen Rechts kann nur vollstreckt werden, soweit dies 
durch Rechtsvorschriften ausdrücklich gestattet ist. 

 

 

2. Abschnitt  
Die einzelnen Zwangsmittel 

§ 23  
Zwangsgeld 

Das Zwangsgeld wird auf mindestens zehn und höchstens fünfzigtausend Euro schriftlich festgesetzt. 

 

 

§ 24  
Zwangshaft 

(1) Ist das Zwangsgeld uneinbringlich, so kann das Verwaltungsgericht auf Antrag der Vollstreckungsbehör-
de nach Anhörung des Pflichtigen die Zwangshaft anordnen, wenn bei der Androhung des Zwangsgeldes 
auf die Zulässigkeit der Zwangshaft hingewiesen worden ist. 

Ordnet das Verwaltungsgericht die Zwangshaft an, so hat es einen Haftbefehl auszufertigen, in dem die 
antragstellende Behörde, der Pflichtige und der Grund der Verhaftung zu bezeichnen sind. Einer Zustellung 
des Haftbefehls vor seiner Vollziehung bedarf es nicht. 

 

(2) Die Zwangshaft beträgt mindestens einen Tag und höchstens zwei Wochen. 

 

(3) Die Zwangshaft ist auf Antrag der Vollstreckungsbehörde von der Justizverwaltung zu vollstrecken. 
§ 802g Absatz 2 und § 802h der Zivilprozessordnung sind sinngemäß anzuwenden. 

 

 

§ 25  
Ersatzvornahme 

Ersatzvornahme ist die Ausführung einer vertretbaren Handlung, zu welcher der Verwaltungsakt verpflichtet, 
durch die Vollstreckungsbehörde oder einen von ihr beauftragten Dritten auf Kosten des Pflichtigen. 

 

 

§ 26  
Unmittelbarer Zwang 

(1) Unmittelbarer Zwang ist jede Einwirkung auf Personen oder Sachen durch einfache körperliche Gewalt, 
Hilfsmittel der körperlichen Gewalt oder Waffengebrauch. Waffengebrauch ist nur zulässig, soweit dies durch 
Gesetz ausdrücklich gestattet ist. 

 

(2) Unmittelbarer Zwang darf nur angewandt werden, wenn Zwangsgeld und Ersatzvornahme nicht zum 
Erfolg geführt haben oder deren Anwendung untunlich ist. 

 

(3) Gegenüber Personen darf unmittelbarer Zwang nur angewandt werden, wenn der Zweck der Vollstre-
ckung durch unmittelbaren Zwang gegen Sachen nicht erreichbar erscheint. Das angewandte Mittel muss 
nach Art und Maß dem Alter und dem Zustand des Betroffenen angemessen sein. 
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3. Abschnitt  
Besondere Fälle der Anwendung des unmittelbaren Zwangs 

§ 27  
Zwangsräumung 

(1) Hat der Pflichtige eine unbewegliche Sache, einen Raum oder ein eingetragenes Schiff zu räumen, zu 
überlassen oder herauszugeben, so können er und die Personen, die zu seinem Haushalt oder Geschäfts-
betrieb gehören, aus dem Besitz gesetzt werden. Der Zeitpunkt der Zwangsräumung soll dem Pflichtigen 
angemessene Zeit vorher mitgeteilt werden. 

 

(2) Bewegliche Sachen, die nicht Gegenstand der Vollstreckung sind, werden dem Pflichtigen oder, wenn 
dieser nicht anwesend ist, seinem Vertreter oder einer zu seinem Haushalt oder Geschäftsbetrieb gehören-
den erwachsenen Person übergeben. 

 

(3) Weigert sich der Empfangsberechtigte nach Absatz 2, die Sachen in Empfang zu nehmen, sind sie zu 
verwahren. Der Pflichtige ist aufzufordern, die Sachen binnen einer bestimmten Frist abzuholen. Kommt der 
Pflichtige der Aufforderung nicht nach, so kann die Vollstreckungsbehörde die Sachen nach den Vorschriften 
dieses Gesetzes über die Verwertung gepfändeter Sachen verkaufen und den Erlös verwahren. 

 

 

§ 28  
Wegnahme 

(1) Hat der, Pflichtige eine bewegliche Sache herauszugeben oder vorzulegen, so kann der Vollstreckungs-
beamte sie ihm wegnehmen. 

 

(2) Wird die Sache beim Pflichtigen nicht vorgefunden, so hat er an Eides statt zu versichern, dass er die 
Sache nicht besitzt und auch nicht weiß, wo sie sich befindet. Die eidesstattliche Versicherung kann von der 
Vollstreckungsbehörde und vom Amtsgericht der Sachlage entsprechend geändert werden. § 16 ist sinnge-
mäß anzuwenden. Dem Antrag der Vollstreckungsbehörde an das Amtsgericht ist eine beglaubigte Abschrift 
des Verwaltungsakts beizufügen. 

 

 

VIERTER TEIL  
Schlussvorschriften 

§ 29  
Einschränkung von Grundrechten 

Durch Maßnahmen auf Grund dieses Gesetzes können eingeschränkt werden das Recht auf körperliche 
Unversehrtheit (Art. 2 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes), die Freiheit der Person (Art. 2 Abs. 2 Satz 2 des 
Grundgesetzes), die Unverletzlichkeit der Wohnung (Art. 13 des Grundgesetzes) und das Eigentum (Art. 14 
des Grundgesetzes). 

 

 

§ 30  
Weiterführung eingeleiteter Verfahren 

Vor Inkrafttreten dieses Gesetzes eingeleitete Vollstreckungsverfahren sind nach den bisherigen Vorschrif-
ten weiterzuführen. 
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§ 31  
Kosten 

(1) Für Amtshandlungen nach diesem Gesetz werden Kosten (Gebühren und Auslagen) erhoben. 

 

(2) Kostenschuldner ist der Pflichtige. 

 

(3) Wird die Vollstreckungszuständigkeit auf Grund besonderer gesetzlicher Bestimmungen für den Vollstre-
ckungsgläubiger wahrgenommen oder besteht bei der Vollstreckungshilfe keine Gegenseitigkeit, kann die 
Vollstreckungsbehörde vom Vollstreckungsgläubiger für jeden Fall ihrer Inanspruchnahme eine Gebühr in 
Höhe von 20 Euro verlangen. 

 

(4) Das Innenministerium wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Finanzministerium durch Rechtsver-
ordnung die gebührenpflichtigen Tatbestände und den Umfang der zu erstattenden Auslagen näher zu be-
stimmen. Dabei sind für die Gebühren feste Sätze oder Rahmensätze vorzusehen. Die Gebührensätze sind 
nach dem Verwaltungsaufwand und der Bedeutung der Amtshandlung für den Pflichtigen zu bemessen. Für 
die Erstattung von Auslagen können Pauschbeträge bestimmt werden. 

 

(5) Bei der Ersatzvornahme kann die Vollstreckungsbehörde vom Pflichtigen Vorauszahlung der Kosten in 
der voraussichtlich entstehenden Höhe verlangen. 

 

(6) Auf die Kosten sind im Übrigen § 4 Abs. 1, § 5 Abs. 2, §§ 10, 12, 17, 18 und 21 bis 23 des Landesgebüh-
rengesetzes sinngemäß anzuwenden, soweit für die Vollstreckungsbehörde keine anderen Kostenvorschrif-
ten gelten. Für Gemeinden und Landkreise gilt ergänzend das Kommunalabgabengesetz. 

 

(7) Soweit nach diesem Gesetz ordentliche Gerichte tätig werden, gelten die Bestimmungen des Gerichts-
kostengesetzes. Für die Tätigkeit des Gerichtsvollziehers werden Kosten nach dem Gesetz über die Kosten 
der Gerichtsvollzieher erhoben. 

 

 

§ 32  
Verwaltungsvorschriften 

Das Innenministerium erlässt die zur Durchführung dieses Gesetzes erforderlichen Verwaltungsvorschriften. 

 

 

§ 33  
(Änderung von Rechtsvorschriften) 

 

 

§ 34  
Aufhebung von Rechtsvorschriften 

(1) Vorschriften, die diesem Gesetz entsprechen oder widersprechen, werden aufgehoben. 

 

(2) Insbesondere werden aufgehoben 

1. das württ. Gesetz über die Zwangsvollstreckung wegen öffentlich-rechtlicher Ansprüche vom 18. August 
1879 (Reg.Bl. S. 202), zuletzt geändert durch Gesetz vom 24. Februar 1958 (Ges.Bl. S. 84), 

2. das preuß. Gesetz, betreffend die Zwangsvollstreckung aus Forderungen landschaftlicher (ritterschaftli-
cher) Kreditanstalten vom 3. August 1897 (GS. S. 388), 

3. das bad. Gesetz, die Zwangsvollstreckung wegen öffentlich-rechtlicher Geldforderungen betreffend, 
vom 12. April 1899 (GVBI. S. 111), zuletzt geändert durch Gesetz vom 13. März 1924 (GVBl. S. 44), 
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4. die bad. Verordnung, den Vollzug des Gesetzes über die Zwangsvollstreckung wegen öffentlich-
rechtlicher Geldforderungen vom 12. April 1899 betreffend, vom 30. Oktober 1899 (GVBI. S. 510), 

5. die preuß. Verordnung, betreffend das Verwaltungszwangsverfahren wegen Beitreibung von Geldbeträ-
gen vom 15. November 1899 (GS. S. 545), zuletzt geändert durch Gesetz vom 30. Juni 1958 
(Ges.Bl. S. 165), 

6. die bad. Verordnung, das Verfahren der Behörden der inneren Verwaltung bei der Zwangsvollstreckung 
wegen öffentlich-rechtlich er Geldforderungen betreffend, in der Fassung vom 14. Juli 1915 (GVBI. 
S. 169), zuletzt geändert durch Verordnung vom 4. Oktober 1926 (GVBI. S.262), 

7. die bad. Verordnung, die Beitreibung und Sicherung der Gemeindeausstände betreffend (Beitreibungs-
ordnung für die Gemeinden), vom 14. Juli 1915 (GVBI. S. 176), zuletzt geändert durch Verordnung vom 
4. Oktober 1926 (GVBI. S. 263), 

8. die bad. Verordnung, die Beitreibung von Forderungen der Anstalten der Reichsversicherung und der 
Innungen betreffend, vom 21. August 1915 (GVBI. S. 245), zuletzt geändert durch Verordnung vom 
8. Juni 1960 (Ges.Bl. S.131), 

9. die bad. Verordnung, die Beitreibung der öffentlichrechtlichen Geldforderungen im Bereich der Zoll- und 
Steuerverwaltung betreffend, vom 25. Oktober 1917 (GVBI. S. 371), 

10. die bad. Verordnung, die Beitreibung der öffentlichrechtlichen Geldforderungen betreffend, vom 
24. Februar 1921 (GVBI. S. 54), 

11. die bad. Verordnung über die Beitreibung der Schulgeld- und sonstigen Gebührenforderungen an den 
Höheren Lehranstalten (Schulgeldbeitreibungs-Ordnung) vom 24. April 1925 (GVBI. S. 95), 

12. die württ. Verordnung über die Beitreibung von Rückständen in der Sozialversicherung vom 24. No-
vember 1931 (Reg.Bl. S.427), 

13. das preuß. Gesetz über die Zulässigkeit des Verwaltungszwangsverfahrens und über sonstige finanziel-
le Zwangsbefugnisse vom 12. Juli 1933 (GS. S. 252), 

14. das preuß. Gesetz über die Zwangsvollstreckung, gegen juristische Personen des öffentlichen Rechtes 
vom 11. Dezember 1934 (GS. S. 457). 

 

(3) Ferner werden insbesondere aufgehoben 

1. § 90a Abs. 2 Satz 2, Abs. 3 bis 5 des bad. Forstgesetzes in der Fassung der Gesetze vom 27. April 
1854 (GVBI. S. 246) und vom 25. Februar 1879 (GVBI. S. 161), 

2. § 202 des Allgemeinen Berggesetzes für die Preußischen Staaten vom 24. Juni 1865 (GS. S. 705), 

3. Art. 184 des Berggesetzes für das Königreich Württemberg vom 7. Oktober 1874 (Reg.Bl. S. 265), 

4. § 151 des bad. Berggesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. April 1925 (GVBI. S. 103), 

5. § 18 Abs. 2 der bad. Verordnung, die Bewirtschaftung der Gemeinde- und Körperschaftswaldungen 
betreffend, vom 28. Juli 1915 (GVBI. S. 199), 

6. § 32 und § 57 Abs. 2 des Gesetzes über die öffentliche Berufsvertretung der Ärzte, Zahnärzte, Tierärz-
te, Apotheker und Dentisten (Kammergesetz) vom 27. Oktober 1953 (Ges.Bl. S. 163), 

7. § 8 Abs. 2 des Gesetzes über die Versorgungsanstalt der Ärzte, Zahnärzte und Tierärzte in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 28. Juli 1961 (Ges.Bl. S. 299),  

8. § 3 Satz 2 des Gesetzes über die Industrie- und Handelskammern in Baden-Württemberg vorn 27. Ja-
nuar 1958 (Ges.Bl. S. 77), 

9. § 18 Satz 2 des Landesjagdgesetzes in der Fassung vom 25. Juli 1969 (Ges.Bl. S. 175), 

10. § 3 Abs. 2 der Verordnung zur Verhütung und Bekämpfung von Forstschädlingen und Baumkrankheiten 
in Wäldern vom 25. Juni 1965 (Ges.Bl. S. 18 1), 

11. § 5 Abs. 2 der württ. Verordnung zur Aus-führung des Gesetzes gegen Waldverwüstung vom 17. Sep-
tember 1934 (Reg.Bl. S. 252), 

12. Art. 10 Abs. 3 und Art. 12 Abs. 5 des württ. Forstpolizeigesetzes vom 19. Februar 1902 (Reg.Bl. S. 51), 

13. § 6 der Verordnung zur Verhütung und Bekämpfung von Waldbränden in den nicht im Eigentum des 
Reiches oder der Länder stehenden Waldungen vom 18. Juni 1937 (RGBI. 1 S. 721), 

14. Art. 24 und 25 des württ. Gesetzes über den Finanz- und Lastenausgleich zwischen dem Lande und 
den Gemeinden (Gemeindeverbänden) vom 15. Mai 1939 (Reg.Bl. S.59), soweit sie die Beitreibung re-
geln, 

15. § 90 des preuß. Kommunalabgabengesetzes vom 14. Juli 1893 (GS. S. 152), 

16. § 16 Abs. 1 des preuß. Kreis- und Provinzialabgabengesetzes vorn 23. April 1906 (GS. S. 159), soweit 
er die Beitreibung regelt. 
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(4) Soweit in anderen Rechtsvorschriften auf die nach Absatz 1 bis 3 aufgehobenen Vorschriften verwiesen 
wird, treten die entsprechenden Bestimmungen dieses Gesetzes an ihre Stelle. 

 

 

§ 35  
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1974 in Kraft. 
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